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1. 
Niedersächsisches 

Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) 
vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576)* zuletzt geändert durch Ge-

setz vom 9. September 2026 (Nds. GVBl. Nr. 77) 
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1 NKomVG – Inhalt, §§ 1–5 

Erster Teil 
Grundlagen der Kommunalverfassung 

§ 1 Selbstverwaltung 

(1) Die Gemeinden, die Samtgemeinden, die Landkreise und die Re-
gion Hannover (Kommunen) verwalten ihre Angelegenheiten im Rahmen 
der Gesetze in eigener Verantwortung mit dem Ziel, das Wohl ihrer Ein-
wohnerinnen und Einwohner zu fördern. 

(2) In die Rechte der Kommunen darf nur durch Rechtsvorschrift ein-
gegriffen werden. 

§ 2 Gemeinden, Samtgemeinden 

(1) Die Gemeinden sind die Grundlage des demokratischen Staates. 
(2) Die Gemeinden sind Gebietskörperschaften und im Sinne des Ar-

tikels 57 Abs. 3 der Niedersächsischen Verfassung in ihrem Gebiet die 
ausschließlichen Träger der gesamten öffentlichen Aufgaben, soweit 
Rechtsvorschriften nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmen. 

(3) Die Samtgemeinden sind Gemeindeverbände. 

§ 3 Landkreise, Region Hannover 
(1) Die Landkreise und die Region Hannover sind Gemeindeverbände 

und Gebietskörperschaften. 
(2) 1Die Landkreise und die Region Hannover sind, soweit in Rechts-

vorschriften nichts anderes bestimmt ist, in ihrem Gebiet die Träger der 
öffentlichen Aufgaben, die von überörtlicher Bedeutung sind oder deren 
zweckmäßige Erfüllung die Verwaltungs- oder Finanzkraft der ihnen an-
gehörenden Gemeinden und Samtgemeinden übersteigt. 2Sie unterstüt-
zen die ihnen angehörenden Gemeinden und Samtgemeinden bei der Er-
füllung ihrer Aufgaben und sorgen für einen angemessenen Ausgleich 
der Gemeindelasten. 

(3) Die für Landkreise geltenden Regelungen anderer Rechtsvor-
schriften sind auf die Region Hannover entsprechend anzuwenden, so-
weit nichts anderes bestimmt ist. 

§ 4 Aufgabenerfüllung der Kommunen 
1Die Kommunen erfüllen ihre Aufgaben im eigenen oder im übertra-

genen Wirkungskreis. 2Sie stellen in den Grenzen ihrer Leistungsfähig-
keit die für ihre Einwohnerinnen und Einwohner erforderlichen sozia-
len, kulturellen, sportlichen und wirtschaftlichen öffentlichen Einrich-
tungen bereit. 

§ 5 Eigener Wirkungskreis 
(1) Zum eigenen Wirkungskreis der Kommunen gehören 

1. bei den Gemeinden alle Angelegenheiten der örtlichen Gemein-
schaft, 
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1 NKomVG – § 6 

2. bei den Samtgemeinden die Aufgaben, die sie nach § 98 Abs. 1 
Sätze 1 und 2 für ihre Mitgliedsgemeinden erfüllen, 

3. bei den Landkreisen und der Region Hannover die von ihnen frei-
willig übernommenen Aufgaben und 

4. bei allen Kommunen die Aufgaben, die ihnen aufgrund von Arti-
kel 57 Abs. 4 der Niedersächsischen Verfassung durch Rechtsvor-
schrift als Pflichtaufgaben zur Erfüllung in eigener Verantwortung 
zugewiesen sind. 

(2) Im eigenen Wirkungskreis sind die Kommunen nur an die Rechts-
vorschriften gebunden. 

(3) 1Die Landkreise können von kreisangehörigen Gemeinden und 
Samtgemeinden freiwillig übernommene Aufgaben und Einrichtungen 
mit deren Zustimmung übernehmen. 2In den Fällen des § 98 Abs. 1 
Satz 2 ist auch die Zustimmung der Mitgliedsgemeinden erforderlich. 
3Ohne Zustimmung der beteiligten Gemeinden und Samtgemeinden 
können diese Aufgaben und Einrichtungen von Landkreisen übernom-
men werden, wenn dies notwendig ist, um einem Bedürfnis der Einwoh-
nerinnen und Einwohner des Landkreises in einer dem öffentlichen Wohl 
entsprechenden Weise zu genügen. 4Die Übernahmebedingungen werden 
von den Beteiligten vereinbart. 5Kommt eine Vereinbarung nicht zu-
stande, so werden die Übernahmebedingungen von der Kommunalauf-
sichtsbehörde festgesetzt. 

(4) 1Aufgaben, die die Landkreise wahrnehmen, sollen den kreisange-
hörigen Gemeinden und Samtgemeinden auf deren Antrag überlassen 
werden, wenn diese die Aufgaben in einer dem öffentlichen Wohl ent-
sprechenden Weise erfüllen können und wenn hierdurch die zweckmä-
ßige Erfüllung der Aufgaben des Landkreises im Übrigen nicht gefähr-
det wird. 2Absatz 3 Sätze 4 und 5 gilt entsprechend. 

§ 6 Übertragener Wirkungskreis 

(1) 1Zum übertragenen Wirkungskreis der Kommunen gehören die 
staatlichen Aufgaben, die ihnen aufgrund von Artikel 57 Abs. 4 der Nie-
dersächsischen Verfassung durch Rechtsvorschrift übertragen sind. 2Die 
Landkreise und die Region Hannover nehmen die Aufgaben der unteren 
Verwaltungsbehörden wahr, soweit durch Rechtsvorschrift nichts ande-
res bestimmt ist. 

(2) 1Die Kommunen erfüllen die Aufgaben des übertragenen Wir-
kungskreises nach Weisung der Fachaufsichtsbehörden. 2Ihnen fließen 
die mit diesen Aufgaben verbundenen Erträge zu. 

(3) 1Die Kommunen sind zur Geheimhaltung derjenigen Angelegen-
heiten verpflichtet, deren Geheimhaltung allgemein vorgeschrieben oder 
im Einzelfall von der dazu befugten staatlichen Behörde angeordnet ist. 
2Verwaltungsvorschriften, die dazu dienen, die Geheimhaltung sicherzu-
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1 NKomVG – §§ 6–8 

stellen, gelten auch für die Kommunen, soweit nichts anderes bestimmt 
ist. 

(4) Hat eine Kommune bei der Erfüllung von Aufgaben des übertra-
genen Wirkungskreises eine Maßnahme aufgrund einer Weisung der 
Fachaufsichtsbehörde getroffen und wird die Maßnahme aus rechtlichen 
oder tatsächlichen Gründen aufgehoben, so erstattet das Land der Kom-
mune alle notwendigen Kosten, die ihr durch die Ausführung der Wei-
sung entstanden sind. 

§ 7 Organe der Kommunen 

(1) Organe der Kommunen sind die Vertretung, der Hauptausschuss 
und die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte. 

(2) Die Organe tragen folgende Bezeichnungen: 
1. in Gemeinden: Rat, Verwaltungsausschuss und Bürgermeisterin 

oder Bürgermeister, 
2. in großen selbständigen und in kreisfreien Städten: Rat, Verwal-

tungsausschuss und Oberbürgermeisterin oder Oberbürgermeister, 
3. in Samtgemeinden: Samtgemeinderat, Samtgemeindeausschuss und 

Samtgemeindebürgermeisterin oder Samtgemeindebürgermeister, 
4. in Landkreisen: Kreistag, Kreisausschuss und Landrätin oder Land-

rat sowie 
5. in der Region Hannover: Regionsversammlung, Regionsausschuss 

und Regionspräsidentin oder Regionspräsident. 

§ 8 Gleichstellungsbeauftragte 

(1) 1Kommunen, die nicht Mitgliedsgemeinden von Samtgemeinden 
sind, haben eine Gleichstellungsbeauftragte zu bestellen. 2Die Gleich-
stellungsbeauftragten der Gemeinden und Samtgemeinden mit mehr als 
20000 Einwohnerinnen und Einwohnern, der Landkreise und der Region 
Hannover sind hauptberuflich mit mindestens der Hälfte der regelmäßi-
gen Arbeitszeit zu beschäftigen. 

(2) 1Die Vertretung entscheidet über die Berufung und Abberufung 
der hauptberuflich beschäftigten Gleichstellungsbeauftragten; für die 
Abberufung ist eine Zweidrittelmehrheit der Mitglieder der Vertretung 
erforderlich. 2Betreffen die in § 107 Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 1 und Satz 2 
Halbsatz 1 genannten Beschlüsse Beschäftigte, die das Amt der Gleich-
stellungsbeauftragten hauptberuflich innehaben oder hierfür vorgese-
hen sind, so ist ausschließlich die Vertretung zuständig. 3Der Hauptaus-
schuss kann eine ständige Stellvertreterin der hauptberuflich beschäf-
tigten Gleichstellungsbeauftragten bestellen; die Bestellung weiterer 
Stellvertreterinnen ist für abgegrenzte Aufgabenbereiche zulässig. 4Die 
Gleichstellungsbeauftragte soll vor der Bestellung gehört werden. 5Ist 
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1 NKomVG – § 9 

eine ständige Stellvertreterin nicht bestellt, so soll der Hauptausschuss 
eine andere Beschäftigte mit der Wahrnehmung der Geschäfte beauftra-
gen, wenn die Gleichstellungsbeauftragte voraussichtlich länger als 
sechs Wochen an der Ausübung ihres Amtes gehindert ist; die Amtszeit 
der vorübergehenden Stellvertreterin endet zu dem Zeitpunkt, an dem 
die Gleichstellungsbeauftragte ihre Tätigkeit wieder aufnimmt. 

(3) In Samtgemeinden und in Gemeinden, in denen die Gleichstel-
lungsbeauftragte nicht hauptberuflich tätig ist, regelt die Vertretung 
durch Satzung die Berufung und Abberufung der Gleichstellungsbeauf-
tragten sowie deren Stellvertretung; die Regelungen sollen dem Absatz 2 
entsprechen. 

(4) 1Gemeinden und Samtgemeinden mit mehr als 20000 Einwohne-
rinnen und Einwohnern erhalten vom Land einen finanziellen Ausgleich 
für die Beschäftigung hauptberuflicher Gleichstellungsbeauftragter, der 
als jährliche Pauschale gewährt wird. 2Im Jahr 2018 beträgt die Höhe 
der jährlichen Pauschale insgesamt 1791294 Euro. 3Ändern sich die 
standardisierten Personalkostensätze oder die Anzahl der Kommunen 
nach Satz 1, so erhöht oder vermindert sich die Pauschale im jeweils 
folgenden Jahr um den entsprechenden Betrag. 4Der Betrag nach Satz 2 
oder 3 wird auf die Gemeinden und Samtgemeinden zu gleichen Teilen 
aufgeteilt; er wird zum 20. Juni eines jeden Jahres ausgezahlt. 5Die §§ 19 
und 20 Abs. 1 Sätze 1 und 2, Abs. 2 Sätze 1 und 2 des Niedersächsischen 
Gesetzes über den Finanzausgleich (NFAG) gelten entsprechend. 

(5) Absatz 4 gilt nicht für kreisfreie Städte, die Landeshauptstadt 
Hannover, die Stadt Göttingen und große selbständige Städte. 

§ 9 Verwirklichung der Gleichberechtigung 

(1) 1Die Absätze 2 bis 6 gelten für hauptberuflich beschäftigte 
Gleichstellungsbeauftragte. 2Ist die Gleichstellungsbeauftragte nicht 
hauptberuflich tätig, so regelt die Vertretung die Aufgaben, Befugnisse 
und Beteiligungsrechte der Gleichstellungsbeauftragten durch Satzung. 
3Die Regelungen sollen den Absätzen 2 bis 6 entsprechen. 

(2) 1Die Gleichstellungsbeauftragte soll dazu beitragen, die Gleich-
berechtigung von Frauen und Männern zu verwirklichen. 2Sie wirkt 
nach Maßgabe der Absätze 4 und 5 an allen Vorhaben, Entscheidungen, 
Programmen und Maßnahmen mit, die Auswirkungen auf die Gleichbe-
rechtigung der Geschlechter und die Anerkennung der gleichwertigen 
Stellung von Frauen und Männern in der Gesellschaft haben. 3Die 
Gleichstellungsbeauftragte kann zur Verwirklichung der in Satz 1 ge-
nannten Zielsetzung, Vorhaben und Maßnahmen anregen, die Folgendes 
betreffen: 
1. die Arbeitsbedingungen in der Verwaltung, 
2. personelle, wirtschaftliche und soziale Angelegenheiten des öffentli-

chen Dienstes der Kommune oder 
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1 NKomVG – § 9 

3. bei Gemeinden und Samtgemeinden Angelegenheiten der örtlichen 
Gemeinschaft, bei Landkreisen und der Region Hannover Angele-
genheiten im gesetzlichen Aufgabenbereich. 

4Die Vertretung kann der Gleichstellungsbeauftragten weitere Aufgaben 
zur Förderung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern über-
tragen. 5Die Gleichstellungsbeauftragte kann der Vertretung hierfür 
Vorschläge unterbreiten. 

(3) 1Die Gleichstellungsbeauftragte ist unmittelbar der Hauptverwal-
tungsbeamtin oder dem Hauptverwaltungsbeamten zugeordnet. 2Bei der 
rechtmäßigen Erfüllung ihrer Aufgaben ist sie nicht weisungsgebunden. 

(4) 1Die Gleichstellungsbeauftragte kann an allen Sitzungen der Ver-
tretung, des Hauptausschusses, der Ausschüsse der Vertretung, der Aus-
schüsse nach § 73, der Stadtbezirksräte und der Ortsräte teilnehmen. 
2Sie ist auf ihr Verlangen zum Gegenstand der Verhandlung zu hören. 
3Die Gleichstellungsbeauftragte kann verlangen, dass ein bestimmter 
Beratungsgegenstand auf die Tagesordnung der Sitzung der Vertretung, 
des Hauptausschusses, eines Ausschusses der Vertretung, eines Aus-
schusses nach § 73, des Stadtbezirksrates oder des Ortsrates gesetzt 
wird. 4Widerspricht sie in Angelegenheiten, die ihren Aufgabenbereich 
berühren, einem Beschlussvorschlag des Hauptausschusses, so hat die 
Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte die Ver-
tretung zu Beginn der Beratung auf den Widerspruch und seine wesentli-
chen Gründe hinzuweisen. 5Satz 4 ist auf Beschlussvorschläge, die an 
den Hauptausschuss, den Jugendhilfeausschuss, die Stadtbezirksräte 
und die Ortsräte gerichtet sind, entsprechend anzuwenden. 6Die Gleich-
stellungsbeauftragte ist auf Verlangen der Vertretung verpflichtet, Aus-
kunft über ihre Tätigkeit zu geben; dies gilt nicht für Angelegenheiten, 
die der Geheimhaltung nach § 6 Abs. 3 Satz 1 unterliegen. 

(5) 1Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbe-
amte hat die Gleichstellungsbeauftragte in allen Angelegenheiten, die 
den Aufgabenbereich der Gleichstellungsbeauftragten berühren, recht-
zeitig zu beteiligen und ihr die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 
2Dies gilt insbesondere in Personalangelegenheiten. 3Die Gleichstel-
lungsbeauftragte ist in dem für die sachgerechte Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben erforderlichen Umfang berechtigt, die Akten der Kommunal-
verwaltung einzusehen. 4Personalakten darf sie nur mit Zustimmung der 
betroffenen Beschäftigten einsehen. 

(6) Die Gleichstellungsbeauftragte kann die Öffentlichkeit über An-
gelegenheiten ihres Aufgabenbereichs informieren. 

(7) 1Die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbe-
amte berichtet der Vertretung gemeinsam mit der Gleichstellungsbeauf-
tragten über die Maßnahmen, die die Kommune zur Umsetzung des Ver-
fassungsauftrags aus Artikel 3 Abs. 2 der Niedersächsischen Verfassung, 
die Gleichberechtigung von Frauen und Männern zu verwirklichen, 
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1 NKomVG – §§ 10, 11 

durchgeführt hat, und über deren Auswirkungen. 2Der Bericht ist der 
Vertretung jeweils nach drei Jahren, beginnend mit dem Jahr 2004, zur 
Beratung vorzulegen. 

§ 10 Satzungen 

(1) Die Kommunen können ihre eigenen Angelegenheiten durch Sat-
zung regeln. 

(2) 1Ist eine Satzung unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften, die in diesem Gesetz enthalten oder aufgrund dieses Gesetzes 
erlassen worden sind, zustande gekommen, so ist diese Verletzung unbe-
achtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit Verkün-
dung der Satzung gegenüber der Kommune geltend gemacht worden ist. 
2Dabei sind die verletzte Vorschrift und die Tatsache, die den Mangel 
ergibt, zu bezeichnen. 3Satz 1 gilt nicht, wenn die Vorschriften über die 
Genehmigung oder die Verkündung der Satzung verletzt worden sind. 

(3) Satzungen treten, wenn kein anderer Zeitpunkt bestimmt ist, am 
14. Tag nach Ablauf des Tages in Kraft, an dem sie verkündet werden. 

(4) Jede Person hat das Recht, Satzungen einschließlich aller Anlagen 
und Pläne innerhalb der öffentlichen Sprechzeiten der Verwaltung ein-
zusehen und sich gegen Erstattung der dadurch entstehenden Kosten 
Kopien geben zu lassen. 

(5) 1Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig einem 
Gebot oder Verbot einer Satzung zuwiderhandelt, soweit die Satzung für 
einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist. 2Die 
Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 5000 Euro geahndet 
werden. 3Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Geset-
zes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) ist die Kommune. 

(6) Für Verordnungen der Kommune gelten die Absätze 2 bis 4, für 
den Flächennutzungsplan die Absätze 2 und 4 entsprechend. 

§ 11 Verkündung von Rechtsvorschriften 

(1) 1Satzungen sind von der Hauptverwaltungsbeamtin oder dem 
Hauptverwaltungsbeamten zu unterzeichnen. 2Die Verkündung erfolgt 
nach Maßgabe näherer Bestimmung durch die Hauptsatzung 
1. in einem von der Kommune allein oder gemeinsam mit einer oder 

mehreren anderen Kommunen herausgegebenen gedruckten amtli-
chen Verkündungsblatt, 

2. in einer oder mehreren örtlichen Tageszeitungen oder 
3. in einem im Internet bereitgestellten elektronischen amtlichen Ver-

kündungsblatt der Kommune, 
soweit durch Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist. 

(2) 1Das gedruckte amtliche Verkündungsblatt muss in ausreichender 
Auflage erscheinen. 2Es muss die Bezeichnung „Amtsblatt für …“ mit 
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1 NKomVG – § 11 

dem Namen der Kommune führen, die es herausgibt; dies gilt für ein 
gemeinsames Amtsblatt entsprechend. 3In seinem Kopf sind Ort, Datum, 
Jahrgang und Nummer der jeweiligen Ausgabe anzugeben. 4Das ge-
druckte amtliche Verkündungsblatt darf neben Rechtsvorschriften auch 
andere amtliche Bekanntmachungen enthalten. 5Außerdem können 
Rechtsvorschriften und andere amtliche Bekanntmachungen von ande-
ren Körperschaften des öffentlichen Rechts sowie von Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts aufgenommen werden. 6Andere Ver-
öffentlichungen dürfen nur aufgenommen werden, wenn es sich um 
kurze Mitteilungen und nicht um Werbung zu Zwecken des Wettbewerbs 
im geschäftlichen Verkehr handelt. 

(3) 1Die Verkündung in einem elektronischen amtlichen Verkün-
dungsblatt erfolgt auf der Internetseite der Kommune in einem geson-
derten elektronischen Dokument. 2Für das elektronische amtliche Ver-
kündungsblatt gilt Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 1 und Sätze 3 bis 6 entspre-
chend. 3Die Internetadresse, unter der das elektronische amtliche Ver-
kündungsblatt eingesehen werden kann, ist in der Hauptsatzung zu be-
stimmen. 4Satzungen, die nach Satz 1 verkündet werden, sind dauerhaft 
im Internet bereitzustellen und in der verkündeten Fassung durch tech-
nische und organisatorische Maßnahmen zu sichern. 5Die Bereitstellung 
im Internet darf nur auf einer ausschließlich in Verantwortung der Kom-
mune betriebenen Internetseite erfolgen; sie darf sich jedoch zur Ein-
richtung und Pflege dieser Internetseite eines Dritten bedienen. 

(4) 1Kreisangehörige Gemeinden und Samtgemeinden können durch 
ihre Hauptsatzung bestimmen, dass ihre Satzungen in dem gedruckten 
oder elektronischen amtlichen Verkündungsblatt des Landkreises ver-
kündet werden. 2Mitgliedsgemeinden einer Samtgemeinde können durch 
ihre Hauptsatzung auch bestimmen, dass ihre Satzungen in dem ge-
druckten amtlichen oder elektronischen amtlichen Verkündungsblatt 
der Samtgemeinde verkündet werden. 3Kreisfreie Städte und Landkreise 
können durch ihre Hauptsatzung bestimmen, dass ihre Satzungen in ei-
nem gemeinsamen elektronisch amtlichen Verkündungsblatt verkündet 
werden. 4In diesem Fall muss das Verkündungsblatt die Bezeichnung 
‚Amtsblatt für‘ mit den Namen der Kommunen führen, die es gemeinsam 
herausgeben. 5Erfolgt die Verkündung nach den Sätzen 1 bis 3 in einem 
elektronischen amtlichen Verkündungsblatt, so ist in der Hauptsatzung 
die Internetadresse anzugeben, unter der das elektronische amtliche Ver-
kündungsblatt eingesehen werden kann. 6Absatz 3 Sätze 4 und 5 gilt 
entsprechend. 

(5) 1Sind Pläne, Karten oder Zeichnungen Bestandteile von Satzun-
gen, so kann die Verkündung dieser Teile dadurch ersetzt werden, dass 
sie bei der Kommune während der Dienststunden öffentlich ausgelegt 
werden und in der Verkündung des textlichen Teils der Satzungen auf 
die Dauer und den Ort der Auslegung hingewiesen wird (Ersatzverkün-
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dung). 2Die Ersatzverkündung ist nur zulässig, wenn der Inhalt der 
Pläne, Karten oder Zeichnungen im textlichen Teil der Satzungen in gro-
ben Zügen beschrieben wird. 3In einer Anordnung sind Ort und Dauer 
der Auslegung genau festzulegen. 

(6) 1Satzungen sind verkündet 
1. im gedruckten amtlichen Verkündungsblatt mit dessen Ausgabe, 
2. in der örtlichen Tageszeitung mit deren Ausgabe, bei mehreren örtli-

chen Tageszeitungen mit der Ausgabe der zuletzt ausgegebenen Ta-
geszeitung, oder 

3. im elektronischen amtlichen Verkündungsblatt mit dessen Ausgabe. 
2Im Fall der Ersatzverkündung ist die Satzung jedoch nicht vor Ablauf 
des ersten Tages der Auslegung verkündet. 

(7) 1Die Absätze 1 bis 6 gelten entsprechend für Verordnungen und 
öffentliche Bekanntmachungen der Kommunen nach diesem Gesetz so-
wie für die Erteilung von Genehmigungen für den Flächennutzungsplan. 
2Reicht der räumliche Geltungsbereich der Verordnung einer Kommune 
über ihr Gebiet hinaus, so hat die Kommune die Verordnung auch in 
dem anderen Gebiet zu verkünden und sich dabei nach den Vorschriften 
der Hauptsatzung der Kommune zu richten, die dort sonst für die Ver-
ordnung zuständig wäre. 

§ 12 Hauptsatzung 

(1) 1Jede Kommune muss eine Hauptsatzung erlassen. 2In ihr ist zu 
regeln, was durch Rechtsvorschrift der Hauptsatzung vorbehalten ist. 
3Andere für die Verfassung der Kommune wesentliche Fragen können in 
der Hauptsatzung geregelt werden. 

(2) Für Beschlüsse über die Hauptsatzung ist die Mehrheit der Mit-
glieder der Vertretung (§ 45 Abs. 2) erforderlich. 

§ 13 Anschlusszwang, Benutzungszwang 
1Die Kommunen können im eigenen Wirkungskreis durch Satzung 

1. für die Grundstücke ihres Gebiets den Anschluss 
a) an die öffentliche Wasserversorgung, die Abwasserbeseitigung, 

die Abfallentsorgung, die Straßenreinigung und die Fernwärme-
versorgung, 

b) von Heizungsanlagen an bestimmte Energieversorgungsanlagen 
und 

c) an ähnliche dem öffentlichen Wohl dienende Einrichtungen 
anordnen (Anschlusszwang) sowie 

2. die Benutzung 
a) der in Nummer 1 genannten Einrichtungen, 
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b) der öffentlichen Begräbnisplätze und Bestattungseinrichtungen 
sowie 

c) der öffentlichen Schlachthöfe 
vorschreiben (Benutzungszwang), 

wenn sie ein dringendes öffentliches Bedürfnis dafür feststellen. 2Die 
Satzung kann Ausnahmen vom Anschluss- oder Benutzungszwang zu-
lassen und den Zwang auf bestimmte Gebietsteile der Kommune und auf 
bestimmte Gruppen von Personen oder Grundstücken beschränken. 

§ 14 Gemeindearten 

(1) 1Die Gemeinden, die nicht die Rechtsstellung einer kreisfreien 
Stadt haben (kreisangehörige Gemeinden), und die Samtgemeinden ge-
hören einem Landkreis an. 2Auf Mitgliedsgemeinden von Samtgemein-
den sind die für Gemeinden geltenden Vorschriften dieses Gesetzes an-
zuwenden, soweit nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist oder 
die Vorschriften des Sechsten Teils Zweiter Abschnitt Abweichendes re-
geln. 

(2) 1Die Gemeinden im Gebiet der Region Hannover gehören der Re-
gion Hannover an (regionsangehörige Gemeinden). 2Auf die regionsan-
gehörigen Gemeinden sind die für kreisangehörige Gemeinden geltenden 
Vorschriften anzuwenden, soweit durch Rechtsvorschrift nichts anderes 
bestimmt ist. 

(3) 1Gemeinden und Samtgemeinden mit mehr als 30000 Einwohne-
rinnen und Einwohnern haben die Rechtsstellung einer selbständigen 
Gemeinde. 2Gemeinden und Samtgemeinden mit mehr als 20000 Ein-
wohnerinnen und Einwohnern können auf Antrag durch Beschluss der 
Landesregierung zu selbständigen Gemeinden erklärt werden, wenn ihre 
Verwaltungskraft dies rechtfertigt und die zweckmäßige Erfüllung der 
Aufgaben des Landkreises oder der Region Hannover im Übrigen nicht 
gefährdet wird. 3Die selbständigen Gemeinden werden von dem für In-
neres zuständigen Ministerium im Niedersächsischen Ministerialblatt 
bekannt gemacht. 4Dabei ist anzugeben, wann die Aufgaben auf die 
selbständigen Gemeinden übergehen. 

(4) 1Die Rechtsstellung einer selbständigen Gemeinde ändert sich 
nicht, wenn die Einwohnerzahl auf weniger als 30001 sinkt. 2Die Lan-
desregierung kann die Rechtsstellung einer selbständigen Gemeinde ent-
ziehen, wenn die Einwohnerzahl einer selbständigen Gemeinde auf we-
niger als 20001 sinkt. 3Der Entzug dieser Rechtsstellung und der Zeit-
punkt, zu dem er wirksam wird, sind von dem für Inneres zuständigen 
Ministerium im Niedersächsischen Ministerialblatt bekannt zu machen. 

(5) Große selbständige Städte sind die Städte Celle, Cuxhaven, Gos-
lar, Hameln, Hildesheim und Lingen (Ems) sowie die Hansestadt Lüne-
burg. 
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(6) Kreisfreie Städte sind die Städte Braunschweig, Delmenhorst, 
Emden, Oldenburg (Oldenburg), Osnabrück, Salzgitter, Wilhelmshaven 
und Wolfsburg. 

§ 15 Landeshauptstadt Hannover 

(1) Die Landeshauptstadt Hannover ist regionsangehörige Gemeinde; 
§ 14 Abs. 2 Satz 2 findet keine Anwendung. 

(2) 1Die Landeshauptstadt Hannover hat die Rechtsstellung einer 
kreisfreien Stadt nach Maßgabe dieses Gesetzes. 2Auf sie finden die für 
kreisfreie Städte geltenden Vorschriften Anwendung, soweit durch 
Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist. 

(3) Auf die Landeshauptstadt Hannover sind die kommunalwahl-
rechtlichen Vorschriften anzuwenden, die für die anderen regionsange-
hörigen Gemeinden gelten. 

§ 16 Stadt Göttingen 

(1) Die Stadt Göttingen gehört dem Landkreis Göttingen an. 
(2) Die für kreisfreie Städte geltenden Vorschriften sind auf die Stadt 

Göttingen anzuwenden, soweit durch Rechtsvorschrift nichts anderes 
bestimmt ist. 

§ 17 Aufgaben der selbständigen Gemeinden und der großen 
selbständigen Städte 

1Die selbständigen Gemeinden und die großen selbständigen Städte 
erfüllen in ihrem Gebiet neben ihren Aufgaben als kreisangehörige Ge-
meinden alle Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises der Land-
kreise, soweit Rechtsvorschriften dies nicht ausdrücklich ausschließen. 
2Die Landesregierung kann durch Verordnung Aufgaben bestimmen, die 
abweichend von Satz 1 durch die Landkreise wahrgenommen werden. 
3Ist ein Ministerium ermächtigt, die Zuständigkeit durch Verordnung zu 
regeln, so kann es anstelle der Landesregierung im Einvernehmen mit 
dem für Inneres zuständigen Ministerium durch Verordnung eine Be-
stimmung nach Satz 2 treffen. 4Voraussetzung für Bestimmungen nach 
Satz 2 oder 3 ist, dass die Erfüllung der Aufgaben für die selbständigen 
Gemeinden oder die großen selbständigen Städte einen unverhältnismä-
ßigen Verwaltungsaufwand mit sich bringen würde oder aus anderen 
Gründen unzweckmäßig erscheint. 

§ 18 Aufgaben der kreisfreien Städte 

Die kreisfreien Städte erfüllen neben ihren Aufgaben als Gemeinden 
in ihrem Gebiet alle Aufgaben der Landkreise. 
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